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Gelingt dies nicht, so gilt ein Be-
sitzstandsschutz für die Leis-
tungen, die vor der Einführung 
des neuen Systems regelmäßig 
bezogen wurden.

5 Beratung
Pflegebedürftige und ihre  
Angehörigen haben einen An-
spruch auf umfassende Bera-
tung.

Damit wird es möglich sein, dass 
nach dem persönlichen Bedarf 
und den eigenen Wünschen 
aus den Angeboten unter-
schiedlicher Träger die geeig-
neten Pflege- und Unterstüt-
zungsleistungen ausgewählt 
und zusammengestellt werden 
können.

Die Pflegekasse soll die Ver-
sicherten in Zukunft gleich 
nach dem Erhalt eines Antrags 
auf Pflegeleistungen darüber 

informieren, dass sie Anspruch 
auf eine kostenlose Pflegebe-
ratung haben und wo sie diese 
erhalten können.

Außerdem muss die Pflege-
kasse eine Pflegeberaterin bzw. 
einen Pflegeberater benennen 
und den Versicherten die Ver-
gleichsliste über die Leistungen 
und Preise der zugelassenen 
Pflegeeinrichtungen zur Verfü-
gung stellen. Wenn Versicherte 
es wünschen, sollen auch An-
gehörige eine Pflegeberatung 
erhalten.

6 Einrichtungseinheit- 
licher Eigenanteil
Pflegebedürftige Menschen, die 
in stationären Pflegeeinrich-
tungen leben, müssen bereits 
jetzt einen Teil der Kosten ihrer 
Pflege selbst tragen. Ab 2017 
werden alle Pflegebedürftigen 
der Pflegegrade 2 bis 5 in einer 

stationären  Pflegeeinrichtung 
den gleichen Betrag als Anteil 
an den Pflegekosten tragen (der 
sogenannte einrichtungsein-
heitliche Eigenanteil). Dies soll 
den bisherigen Automatismus 
durchbrechen, dass mit steigen- 
dem Pflegegrad auch der Eigen- 
anteil steigt.

7 Entlastungsbetrag
Der Anspruch auf zusätz-
liche Betreuungs- und Entlas-
tungsleistungen wird in Zukunft 

„Entlastungsbetrag“ heißen.
Ab 2017 werden alle Anspruchs-
berechtigten einen einheitlichen 
Entlastungsbetrag von 125 Euro 
erhalten.

Unverändert kann dieser Betrag 
für die Kurzzeitpflege, teilstatio- 
näre Tages- und Nachtpflege, 
für Pflegedienste oder die nied-
rigschwelligen Betreuungs- oder 
Entlastungsangebote (künftig 
„Angebote zur Unterstützung im 
Alltag“) eingesetzt werden.
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PFLEGESTÄRKUNGS- 
GESETZ II
NACH DER REFORM IST VOR DER REFORM

Die wichtigsten Änderungen ab 2017 im Überblick

Sie benötigen Hilfe? Wir beraten Sie gern



Der Deutsche Bundestag hat im November 2015 das Zweite 
Pflegestärkungsgesetz (PSG II) verabschiedet. Die Kern-
punkte des Gesetzes sind ein neuer Begriff der Pflegebedürf-
tigkeit und ein neues Instrument für die Begutachtung.  

Zum ersten Mal soll eine einheitliche Systematik Pflegebe-
dürftigkeit sowohl anhand geistiger als auch körperlicher Kri-
terien feststellen. Das heißt: Auch Menschen mit ausschließ-
lich psychischen Schwierigkeiten (z.B. bei Demenz) erhalten 
einfacher Leistungen der Pflegeversicherung. 

Damit wurden wichtige Schritte getan, weitere müssen folgen. 
Unsere Kritik lautet: Neben der zu geringen Personalausstat-
tung in Pflegeeinrichtungen fehlt unter anderem eine solide 
Finanzierung, um beispielsweise fortwährend Leistungsan-
passungen in Höhe des Inflationsausgleiches und der Lohn- 
entwicklung zu sichern. Außerdem gibt es keine Regelung,  
die sicherstellt, dass die Pflegversicherung durch eine  
solidarische und paritätische Finanzierung der Beiträge eine 
bessere Einnahmebasis bekommt. Nur so sind echte Leis-
tungsverbesserungen möglich.

1 Begriff der  
Pflegebedürftigkeit
Ab dem 1. Januar 2017 gilt der 
neue Begriff der Pflegebedürf-
tigkeit. 

Als pflegebedürftig gelten dem-
nach Personen mit Beeinträch-
tigungen der Selbstständigkeit, 
die bei bestimmten Aktivitäten 
eine Unterstützung benötigen. 
Dabei macht es keinen Unter-
schied, ob die Beeinträchti-
gungen im körperlichen oder im 
psychischen Bereich liegen.

Auch in Zukunft ist nur pflege-
bedürftig, wer dauerhaft be-
einträchtigt ist. Ein Zeitraum 
von voraussichtlich mindestens 
sechs Monaten wird anerkannt.

2 Begutachtung
Der Pflegebedarf wird ab dem  
1. Januar 2017 mit einem neuen 
Instrument für die Begutachtung 

ermittelt (Neues Begutach- 
tungsassessment: NBA).

Dabei werden in sechs Modulen 
die persönlichen Beeinträchti-
gungen der Selbstständigkeit 
bestimmt und in Punkten zu-
sammengerechnet. 

Die entscheidenden Module für 
die Feststellung der Pflegebe-
dürftigkeit sind:
•	 Selbstversorgung
•	 Mobilität
•	 Verhaltensweisen und  

psychische Problemlagen
•	 Kognitive und kommunika-

tive Fähigkeiten
•	 Umgang mit krankheits- und 

therapiebedingten Anforde-
rungen und Belastungen

•	 Gestaltung des Alltagslebens 
und der sozialen Kontakte

Ermittelt werden auch:
•	 Außerhäusliche Aktivitäten
•	 Haushaltsführung

Die beiden letzten Module 
werden für die Ermittlung des 
Pflegegrades nicht berücksich-
tigt, können aber bei der indivi-
duellen Pflegeplanung, bei der 
Beratung oder bei der weiteren 
Planung helfen.

Empfehlungen der Gutachter 
und Gutachterinnen gelten in 
Zukunft direkt als Leistungs- 
antrag bei der Pflege- oder 
Krankenkasse. Dazu ist eine 
Zustimmung des Versicherten 
notwendig.

3 Übergang von Pflege-
stufen zu Pflegegraden
Eine der wichtigsten Ände-
rungen der Reform ist der 
Wechsel von drei Pflegestufen 
hin zu fünf neuen Pflegegraden.

Zum 1. Januar 2017 werden 
Pflegebedürftige ohne erheb-
lich eingeschränkte Alltags- 

kompetenz im „einfachen Stu-
fensprung“ je eine Stufe hoch-
gestuft: Pflegestufe 1 wird zum 
Beispiel zu Pflegegrad 2. 

Pflegebedürftige, die zusätzlich 
in ihrer Alltagskompetenz er-
heblich eingeschränkt sind (z.B. 
Menschen mit einer Demenz), 
werden im „doppelten Stufen-
sprung“ je zwei Stufen hochge-
stuft: Pflegestufe 1 mit einge-
schränkter Alltagskompetenz 
wird zu Pflegegrad 3.

4 Bestandsschutz
Menschen, die bereits eine 
Pflegestufe haben, werden zu-
künftig in einen Pflegegrad mit 
gleichen oder höheren Leis-
tungen übergeleitet.

Auf diese Weise soll eine 
Schlechterstellung von Leis-
tungsbeziehenden im neuen 
System vermieden werden. >>
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